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Kommentar

Anämie aus Amerika
Das große Sparen wird das Wachstum der Weltwirtschaft schwächen

Von N ikolaus P iper
Es war ein kurzer, aber heftiger 

Schock. Nachdem die Ratingagentur 
Standard & Poor’s (S&P) den Kreditaus­
blick für die Vereinigten Staaten von 
„stabil" auf „negativ" gesenkt hatte, bra­
chen weltweit die Aktienkurse ein, die 
Zinsen für amerikanische Staatsanlei­
hen stiegen, der Goldpreis schoss in die 
Höhe. Zum Ende der Woche ist wieder al­
les beim Alten: Die Aktien haben sich er­
holt, US-Anlcihen sind gefragt, an den 
Börsen redet man von anderen Dingen.

Damit ist das Schuldendrama in Wa­
shington nicht beendet. Im Gegenteil: 
Alles bleibt ungelöst. Wenn Demokraten 
und Republikaner nicht nachgeben, er­
reicht die Regierung am 16. Mai die ge­
setzlich festgclcgte Schuldenobergrenzc 
von 14,29 Billionen Dollar. Dann können 
die USA vom 8. Juli an ihre Schulden 
nicht mehr bedienen. Und was die lang­
fristigen Perspektiven für den Haushalt 
-  also das eigentliche Anliegen der Ra­
tingagentur -  betrifft, trennen Präsident 
Barack Obama und seine republikani­
schen Gegner weiterhin Welten. Obama 
will den Kern des amerikanischen Sozial­
staats, wozu auch seine Gesundheitsre­
form gehört, bewahren, auch mit Hilfe 
höherer Steuern. Die Republikaner dage­
gen versuchen, den Staatsanteil auf ein

Drei Szenarien gibt es für den 
Ausgang des Schuldendramas -  

schön ist keines.

HPRodemes Niveau zu senken. Der Aus­
gang des Dramas wird nicht nur das 
Leben der meisten Amerikaner verän­
dern, sondern auch der Menschen im 
Rest der Welt. Diese globalen Auswirkun­
gen sind bisher kaum beachtet worden. 
Drei Szenarien sind denkbar.

Szenario Nummer eins ist der Crash: 
Beide Seiten blockieren sich im Wahl­
kampf weiter. Die USA müssen am 8. Ju­
li den Schuldendienst für Tage und Wo­
chen einstellen. Das Klima wird so vergif­
tet, dass eine Einigung auf die Haushalts­
sanierung bis 2013, dem von S&P genann­
ten Termin, scheitert. Folgen wären ein 
drastischer Anstieg der Zinsen für US- 
Staatsanlcihen und eine entsprechende 
Zusatzlast für den Haushalt. Vermutlich 
würde der Dollar cinbrechen und somit 
den Euro in gefährliche Höhen treiben.

Dieses Szenario ist das bei weitem un­
wahrscheinlichste, einfach deshalb, weil 
alle den Preis kennen. Und sollte ein re­
publikanischer Hitzkopf immer noch mit 
dem Gedanken an den begrenzten Staats­
bankrott spielen, dann werden ihn seine 
Freunde von der Wall Street auf die Fol­
gen hinweisen. Auch die Reaktion der Fi­
nanzmärkte zeigt, dass niemand ernst­
haft mit diesem Ausgang rechnet.

Am wahrscheinlichsten ist Szenario 
Nummer zwei: der fortgeschriebene 
Status quo. Kongress und Präsident eini­
gen sich auf einen Kompromiss für die Er­

höhung der Schuldenobergrenze und ent­
schärfen die Haushaltskrise mittelfris­
tig, die Grundprobleme bleiben aber un­
gelöst. Das würde, wie heute schon, laten­
te Unsicherheit über die Haushaltspoli­
tik der USA bedeuten, zumindest bis 
zum Ende des Jahrzehnts, wenn die Radi­
kalreform der Krankenversicherung der 
Rentner („Medicare") unabweisbar ist.

Möglich, wenn auch nicht wahrschein­
lich, ist Szenario Nummer drei: Die ame­
rikanische Politik einigt sich auf einen 
historischen Haushaltskompromiss. Ein 
Konzept dafür gibt es durchaus -  es ist 
der Abschlussbericht der überparteili­
chen Haushaltskommission, die Obama 
noch 2010 eingesetzt hatte. Die Experten 
wollen bis 2020 vier Billionen Dollar aus 
dem Haushalt streichen. Der Bericht ist 
das beste, was in Washington bisher vor­
liegt- doch niemand, auch nicht Obama, 
hat bisher den Mut, sich vorbehaltlos 
hinter ihn zu stellen.

Sollte sich dies jedoch ändern und wür­
de Amerika radikal sparen, wären die 
Konsequenzen epochal. Es wäre einer 
der größten Sanierungsschnitte in der Ge­
schichte -  wegen der Höhe des Defizits, 
aber auch wegen der schieren Größe des 
Landes. Eine einfache Rechnung zeigt 
dies: Nach einer Faustregel muss, damit 
der Schuldenberg im Verhältnis zur Wirt­
schaftsleistung nicht weiter wächst, der 
„Primärhaushalt" ausgeglichen sein, al­
so der Gesamthaushalt ohne Zins und Til­
gung. Der Primärhaushalt der USA hat 
derzeit ein Defizit von sechs Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Diese sechs Pro­
zent müssten gespart oder durch Steuern 
zusätzlich finanziert werden, nur damit 
sich die Lage nicht weiter verschlechtert. 
Das wären knapp 900 Milliarden Dollar, 
die der Nachfrage nicht nur in den USA, 
sondern der Weltwirtschaft entzogen 
würden, ln Wirklichkeit wäre die Sum­
me noch viel größer, denn es soll ja nicht 
nur der Status quo gewahrt, sondern ver­
bessert werden.

Da auch andere Länder konsolidieren, 
würde die Weltwirtschaft massiv ge­
bremst. Wachstum käme lediglich von 
den Schwellcnländem -  eine Konstellati­
on, die es in der Geschichte noch nicht ge­
geben hat. Auch für die Deutschen 
würde sich die Lage gründlich ändern: 
Die Bundesregierung hatte bisher im­
mer, wenn sie sparte, das Glück, dass es 
andere Länder gab, die dies nicht taten 
und den Deutschen ihre Exportwaren ab- 
nahmen. Wenn die größte Volkswirt­
schaft der Erde massiv spart, ist dies 
nicht mehr automatisch der Fall.

Anders gewendet: Wenn die USA das 
tun, was die andern von ihnen verlangen, 
dann wird anämisches Wachstum der 
Weltwirtschaft die Folge sein. Der Ein­
bruch wird nicht von Dauer sein, denn ir­
gendwann profitiert die Wirtschaft von 
den sanierten Staatsfinanzen. Aber erst 
einmal beginnen schwierige Zeiten. Da­
rauf sollten sich die anderen Staaten ein­
stellen, auch wenn noch gar nicht klar 
ist, ob die USA die Kraft zur Konsolidie­
rung finden werden.

Die Kutter 
bleiben im Hafen

Fetter Fang, magere Preise -  Alarm bei den deutschen 
Krabbenfischern. Die Großhändler zahlen immer weniger

Von Björn F inke

L unchen -  Sie gehören zum Nordsee- 
Urlaub wie Tee mit Rum, kreischende 
Möwen oder das Wattenmeer: die bunten 
Kutter der Krabbenfischer in den Häfen. 
Doch das Idyll ist in Gefahr -  der Preis 
für Nordseekrabben ist so stark gefallen, 
dass sich Fangfahrten nicht mehr loh­
nen. Die Fischer bangen um ihre Exis­
tenz. „Wer jetzt noch fährt, verbrennt 
nur sein Geld", klagt Andre Hamann. 
Zahlten die Großhändler nicht wieder 
mehr für die Nordseckrabben -  die ei­
gentlich Garnelen sind -, müssten die 
Fischer über einen vorläufigen Fang- 
Stopp nachdenken, sagt der Kapitän aus 
Büsum in Schleswig-Holstein, der zu­
gleich die Sparte Krabbenfischerci im 
Verband der Deutschen Kutter- und Küs­
tenfischer leitet.

Die etwa 400 Krabbenkutter-Fischer 
in Deutschland, Dänemark und den Nie­
derlanden verkaufen ihre Ladung an nur 
zwei Krabbengroßhändler. Und denen

friesland: Das Geschäft lohnt sich 
kaum noch. Foto: dpa

ist das Kilo bloß noch 1,27 Euro wert, wie 
der Deutsche Fischerei-Verband in Ham­
burg zu Ostern berichtet. Vor zwei Jah­
ren wurde das Dreifache gezahlt. Zu­
gleich sind die Ausgaben gestiegen: „Bei 
den hohen Treibstoffpreisen müssen wir 
drei Euro pro Kilo bekommen, um die 
Kosten zu decken", sagt Hamann.

Schon vor Wochen haben sich die deut­
schen Fischer deshalb teilweise Zwangs­
urlaub auferlegt. Zumindest an den Wo­
chenenden bleiben die Kutter in den Hä­
fen. Das Kalkül: Zum einen ist das Ge­
schäft gerade sowieso nicht profitabel, 
zum anderen klettern die Preise, wenn 
das Angebot an Krabben sinkt. Doch bis­
her ist das Kalkül nicht aufgegangen. Da­
rum werden die Methoden der Fischer 
rustikaler. Ende März hinderten um die 
40 Fischer einen niederländischen Krab­
benkutter am Entladen in Büsum -  die 
Deutschen waren sauer, dass sich der 
Kollege aus dem Nachbarland nicht an 
das arbeitsfreie Wochenende hielt.

Ursache des Preisverfalls ist etwas, 
das eigentlich wie eine angenehme Nach­
richt klingt: Die Bestände an Krabben 
und Schollen in der Nordsee sind gut wie 
lange nicht mehr, deswegen können sich 
die Fischer seit vergangenem November 
über prächtige Fänge freuen. Dieses gro­
ße Angebot drückt auf die Preise. Und 
weil das bei den Schollen genauso ist, 
sind Schollenfischor auf Krabben umge­
stiegen, was das Angebot zusätzlich aus­
dehnt. Wie alle Lieferanten von Nah­
rungsmitteln klagen die Krabbenfischer 
auch über die Macht der Einzel handeis­
ketten. Der Fischerei-Verband prangert 
deren „knallharte Niedrigpreispolitik ge­
genüber den Krabbengroßhändlem" an. 
Diese geben den Druck dann weiter.

Die Misere trifft eine Branche, die oh­
nehin Probleme hat. Die Krabbenfischer 
mögen beliebte Fotomotive sein, aber ihr 
Job ist schwerer geworden. Sicherheits­
und Umweltauflagen der Europäischen 
Union erhöhen die Kosten, außerdem 
sind die Kutterkapitäne Opfer der Ener- 
giewendc in Deutschland. Windkraftan­
lagen auf See erfreuen Atomgegner, doch 
die Fischer ärgern sich darüber, dass die 
Windräder und Untersee-Stromkabel sie 
aus lukrativen Fanggründen vertreiben: 
Kilowattstunden statt Krabben.

Proteste in Athen gegen die Sparpolitik sind inzwischen Routine. Auch den Internationalen Währungsfonds, der sich auf Englisch IMF abkürzt, trifft die Kritik. 
Dabei stellt der Fonds mit der EU viel Geld für das Land bereit. Im Juni dürfte es wieder heiß hergehen: Dann kommt das nächste Sparpaket ins Parlament. AFP

„Das wäre das Ende des Euro“
Griechenlands bekanntester Ökonom über eine Umschuldung, die Staatsreform und die Deutschen

Das letzte Mal gab Y a nn is  S tou rn a ras , I 
54, im April 2010 der Süddeutschen Zei­
tung  ein Interview. Der einstige Chefunter­
händler Griechenlands bei der Einführung 
des Euro leitet die Stiftung für W irtschafts­
studien IOBE in Athen und ist der bekann­
teste unabhängige Ökonom des Landes. 
Ein Gespräch zum Jahrestag der Krise.

SZ: Herr Stournaras, vor einem Jahr 
stand Griechenland einen Schritt vor 
dem Abgrund. Wo steht es heute?

Yannis Stournaras: Noch immer dort 
(lacht). Aber es geht uns besser als vor ei­
nem Jahr. Vor allem bis Ende 2010 liefen 
die Dinge gut, es gab viele Reformen. 
Aber jetzt sehe ich eine Ermüdung. Die 
Einnahmen bleiben hinter den Erwartun­
gen zurück. Manche Minister sträuben 
sich gegen weitere Kürzungen. Und auch 
das Privatisierungsprogramm ist nicht 
so mutig, wie ich das gehofft hatte. Es 
bräuchte öfter die Intervention des Pre­
mierministers.

SZ: Premier Giorgos Papandreou 
agiert oft zögerlich?

Stournaras: Genau. Viele seiner Leute 
sind nett, aber ohne jede Regierungser­
fahrung. Der politische Wille ist schon 
da, aber wie sagt die Bibel? Der Geist ist 
willig, jedoch das Fleisch ist schwach. 
Aber im Moment gibt es noch ein größe­
res Problem.

SZ: Nämlich?
Stournaras: Die ambivalente Haltung 

Deutschlands. Ständig werden neue Äu­
ßerungen aus der deutschen Regierung in 
der Presse lanciert. Äußerungen, die im 
Widerspruch stehen zur Politik der Euro­
päischen Zentralbank. Ich erinnere mich 
an die neunziger Jahre, als wir darum 
kämpften, in die Euro-Zone aufgenom- 
men zu werden: Damals verhandelte ich

„Es ist wie in der Bibel: Der 
Geist ist willig, das Fleisch 

jedoch ist schwach.“

sechs Monate lang mit den Deutschen - 
und absolut nichts davon gelangte an die 
Presse. Jetzt aber sieht es so aus, als wis­
se Deutschland nicht, was es wolle. Eine 
Umschuldung? Welche Art von Umschul­
dung? Bestimmte Formen wären katas­
trophal. Ein „Haircut" zum Beispiel.

SZ: Dieses Wort machte bereits vor ei­
nem Jahr Karriere. Gemeint ist, dass die 
Gläubiger Griechenlands, also auch deut­
sche Banken, auf einen Teil ihres Geldes 
verzichten. Welche Folgen hätte ein sol­
cher Schuldenschnitt?

Stournaras: Griechische Banken hät­
ten kein Kapital mehr, unsere Sozialver­
sicherungsfonds würden 15 Milliarden 
Euro verlieren. Sie bräuchten eine Reka- 
pitalisierung von 20 Milliarden Euro. Wo 
sollen die herkommon? Wichtiger noch 
ist die Gefahr des Domino-Effekts. Die 
Investoren würden sich sofort fragen: 
Wer ist der Nächste? Irland, Portugal, 
Spanien? Meiner Meinung nach wäre das 
ein Desaster. Das Ende des Euro.

SZ: Wie sollte sich die Bundesregie­
rung verhalten?

Stournaras: Wir bitten nicht um Geld­
geschenke. Wir wollen Brückenkapital, 
einen Kredit. Ein Land ist keine Firma, 
ein Land hat Souveränität. Das heißt, es 
kann Steuern erheben, Ausgaben kürzen 
und Eigentum verkaufen, um die Finan­
zen zu sanieren. Der populistische An-

Deutschland-Kritiker Stournaras: „Das ist Folter." Foto: News Time

satz jener Deutschen, die sagen: Wir ge­
ben unser Geld den Griechen nicht, der 
ist nicht fair. Ihr leiht uns Geld, und 
wenn wir zurückzahlen, verdient Ihr 
noch daran.

SZ: Es ist wohl dieses „Wenn wir zu­
rückzahlen", das Sorgen macht. Sollen 
die Äußerungen aus Berlin vorbereiten 
auf eine Umschuldung?

Stournaras: Das ist keine Vorberei­
tung, das ist Folter. Und es ist nicht sehr 
klug. Aber ich kann mir vorstellen, war­
um sie das machen: Wenn du keine Lö­
sung hast, dann denkst du einfach laut 
vor dich hin und erweckst so den An­
schein, du hättest etwas in der Hinter­
hand. Sie haben Angst vor der deutschen 
Öffentlichkeit. Sie wollen nicht nächstes 
Jahr wieder dastehen und sagen: Wir 
brauchen noch einmal 50 Milliarden 
Euro für Griechenland.

SZ: Vielen Deutschen erscheint Ihr 
Land wie ein Fass ohne Boden. Auch mit 
immer neuen Krediten geht die Staatsver­
schuldung nicht entscheidend zurück.

Stournaras: Ich glaube an die Macht 
von Staaten, den Lauf der Dinge zu än­
dern. Natürlich muss man den Minister­
präsidenten Papandreou unter Druck set­
zen, damit er das Richtige tut. Das macht 
die Troika aus EU-Kommission, Zentral­
bank und IWF. Mit ihrer Hilfe versucht 
er nun, das Haus in Ordnung zu bringen. 
Und wenn einige seiner Minister nicht 
mitmachen, sollten sie gehen.

SZ: Aber die griechischen Schulden 
wachsen trotz des harten Sparkurses wei­
ter, liegen bei mehr als 150 Prozent der 
Wirtschaftsleistung.

Stournaras: Griechenland hat viel 
Staatseigentum, das es verkaufen kann, 
mehr als 280 Milliarden Euro.

SZ: Und mehr als 300 Milliarden Euro 
an Verbindlichkeiten.

Stournaras: Aber wenn wir jetzt für 
50 Milliarden privatisieren, dann lägen 
unsere Schulden schon im europäischen 
Durchschnitt -  bei etwa 125 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Das wäre der 
entscheidende Unterschied zu jetzt.

SZ: Was soll Griechenland verkaufen?
Stournaras: Die Staatsanteile an Fir­

men, an den heiligen Kühen wie den Ver- 
sorgungsuntemehmen. Oder Land. 
Marokko nutzt Staatsland für den Bau 
von Luxushäuscm, um die Babyboomer 
aus Europa anzulocken. Griechenland 
hat sein Arsenal noch lange nicht ausge­
spielt -  wenn es jetzt kapitulierte vor 
dem Bankrott, wäre das dumm und 
erbärmlich.

SZ: Was kann die Regierung in Athen 
nun tun?

Stournaras: Das Rettungspaket hat ei­
nen Schwachpunkt. Es übersieht, dass 
die Wirtschaft stimuliert werden muss. 
Der private Konsum ist eingebrochen, 
die öffentlichen Investitionen sind bru­
tal abgestürzt. Ich habe einen simplen

Vorschlag: Es liegen noch 17 Milliarden 
Euro in den Strukturfonds der EU für 
Griechenland bereit für die nächsten 
drei, vier Jahre. Das Land kann sie aber 
nur abrufen, wenn es ein Drittel der Sum­
me selbst beisteuert, so sind die Regeln. 
Warum erlauben wir nicht Ländern in 
Not, die Gelder nun in den schlimmsten 
Zeiten abzurufen -  und den eigenen An­
teil später, also 2013 oder 2014, nachzu­
schießen? Das würde uns sehr helfen.

SZ: Wie steht es eigentlich um die 
Strukturreformen in Ihrem Land, die 
groß angekündigt wurden?

Stournaras: Der Umbau hat begon­
nen, wenn auch zu langsam. Aber sic öff­
nen jetzt bislang geschlossene Berufs­
gruppen: Lkw-Fahrer, Anwälte, Apothe­
ken. Das wird Wachstum erzeugen. Lei­
der ist unsere Regierung nicht die profes­
sionellste. Sie redet oft zu viel und tut zu 
wenig. Sie sollte sich der Hilfe von Profis 
bedienen, bei der Steuerhinterziehung 
zum Beispiel. Warum sollen nicht auch 
private Buchhaltungsfirmen in öffentli-

„Papandreou hat die Chance, 
zum kleinen Kreis der 

Auserwählten zu gehören.“

ehern Auftrag arbeiten? Sie wissen, wo 
man suchen muss in verdächtigen Fir­
men. Wir haben leider so viele Jahre ver­
loren zuvor. Erst jetzt, unter der Troika, 
machen wir Reformen. Ich hoffe sehr, 
dass der internationale Druck bleibt.

SZ: Mit der Meinung stehen Sie in Ih­
rem Land ziemlich allein.

Stournaras: Ich weiß. Aber ich will 
mehr Entschlossenheit von der Regie­
rung. Ich will nach Ostern ein detaillier­
tes Programm sehen, wie wir das Defizit 
auf drei Prozent senken. Noch nie hatten 
wir so viel Hilfe vom Ausland.

SZ: Da klingt noch Zukunftsmut 
durch. Was macht Sie optimistisch?

Stournaras: Erstens meine DNA 
(lacht). Und dann die griechische Ge­
schichte. Wir sind durch so viele schwere 
und blutige Zeiten gegangen, und wir ha­
ben cs immer geschafft. Wir hatten oft Po­
pulisten an der Spitze, aber wir hatten 
auch immer das Glück, in schweren Zei­
ten echte Modernisierer als Führer zu ha­
ben. Es waren nicht viele, aber sie mach­
ten den entscheidenden Unterschied aus. 
Papandreou hat die Chance: Entweder er 
gehört zum kleinen Kreis der Auscrwähl- 
ten - oder er wird der Mann sein, der den 
Bankrott Griechenlands unterzeichnet.

Interview: Kai Strittmatter

Griechenland -  der Ausverkauf beginnt
Die Nachricht ist seit vielen Monaten die 
gleiche: Es muss gespart werden! Harte 
Einschnitte kommen! Es g ib t brutale Op­
fer! Vor einigen Tagen erst hat Minister­
präsident Giorgos Papandreou von der 
sozialistischen Partei erneut einen Fahr­
plan zur Sanierung verkündet: „Das Land 
muss umstrukturiert werden, nicht die 
Schulden.“ So will er all jene Wissen­
schaftler, Banker und Politiker in Europa 
widerlegen, die glauben, dass nur eine 
Umschuldung, also ein Verzicht auf rund 
40 Prozent der Forderungen, das sieche 
Griechenland retten kann.

Die Löhne der Spitzen beamten sollen 
noch mal gekürzt werden. Viele Staatsbe­
triebe oder Firmen m it Staatsbeteiligung 
stehen zum Verkauf: Eisenbahn, Lotterie, 
Elektrizitätsgesellschaft. Auch die restli­
chen 20 Prozent der Aktien am Telefon­
konzern OTE, der zu 30 Prozent der Deut­
schen Telekom gehört, dürften veräußert 
werden. Die Rüstungsausgaben sollen 
um 1,2 Milliarden Euro sinken, griechi­
sche Botschaften und Konsulate zusam­
mengelegt oder geschlossen werden. 
Auch Häfen und Flughäfen: alles Gegen­
stand von Privatisierungsprojekten. Im

Juni werden die Pläne im Parlament de­
battiert -  es dürfte viel Protest geben.

Die Lage ist fatal, auch weil das Hilfs­
programm der EU und des Internationa­
len Währungsfonds 2012 ausläuft. Es un­
terstützt Griechenland m it 110 Milliarden 
Euro. Die Arbeitslosigkeit aber stieg um 
vier Punkte auf 15,1 Prozent, die W irt­
schaft schrumpft, und die Gesamtschul­
den sind 1,5 Mal so groß wie die W irt­
schaftsleistung. Der Staat muss inzwi­
schen fast 15 Prozent Zinsen zahlen, 
wenn er sich Geld auf zehn Jahre leihen 
will. Was wird aus diesem Land? jja.


